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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 

 

des  Herrn  
 

Beschwerdeführers, 

gegen 

 

1. den Beschluss des Oberlandesgerichts Hamm vom 
2. März 2020 – I-5 W 4/19 – 

2. den Beschluss des Oberlandesgerichts Hamm vom 
15. Juli 2019 – I-5 W 4/19 – 

3. den Beschluss des Landgerichts Bielefeld vom 
22. August 2017 – 6 O 212/16 – 

 

hat die 3. Kammer des 
 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 30. Juni 2020 

durch  

 

die Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs Dr. B r a n d t s , 

die Richterin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I. 

 

Der Beschwerdeführer wendet sich gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe 

in einem zivilgerichtlichen Verfahren, in welchem er von der dortigen Antragsgeg-

nerin die Löschung einer auf seinem Hausgrundstück lastenden Grundschuld be-

gehrt. 

 

Mit Beschluss vom 22. August 2017 lehnte das Landgericht Bielefeld die Bewilli-

gung von Prozesskostenhilfe ab, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung des Be-

schwerdeführers keine hinreichende Aussicht auf Erfolg biete. Ihm stehe weder ein 

Anspruch auf Erteilung der begehrten Löschungsbewilligung zu noch habe er ei-

nen Anspruch auf Unterlassung der Zwangsvollstreckung. Die dagegen erhobene 

sofortige Beschwerde, über die das Oberlandesgericht Hamm mit Beschluss vom 

15. Juli 2019 entschied, blieb ohne Erfolg. Die im Anschluss daran eingelegte An-

hörungsrüge wies das Oberlandesgericht mit Beschluss vom 2. März 2020 zurück. 

 

 

II. 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen        

(VerfGHG) vom 14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofge-

setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400), durch die Kammer zurückgewiesen, 

weil sie unzulässig ist.  

 

a) Der Beschwerdeführer hält die Versagung von Prozesskostenhilfe deshalb für 

verfassungswidrig, weil die Zivilgerichte die sich aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
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ergebenden Voraussetzungen des Anspruchs auf Erteilung der begehrten Lö-

schungsbewilligung bzw. des Anspruchs auf Unterlassung der Zwangsvollstre-

ckung sowie die Darlegungs- und Beweislast der dortigen Antragsgegnerin ver-

kannt hätten. Damit rügt er eine unrichtige Anwendung materiellen bundesrechtli-

chen Zivilrechts (vgl. hinsichtlich der Darlegungs- und Beweislast VerfGH NRW, 

Beschluss vom 8. Oktober 2019 – VerfGH 36/19.VB-3, juris, Rn. 2). Die Ausfüh-

rung und Anwendung materiellen Bundesrechts ist aber gemäß § 53 Abs. 2      

VerfGHG kein zulässiger Gegenstand der Verfassungsbeschwerde. Dies gilt auch, 

soweit es um die Auslegung und Anwendung materiellen Bundesrechts im Rah-

men der Prüfung der für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe erforderlichen hin-

reichenden Aussicht auf Erfolg im Sinne des § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO geht (vgl. 

VerfGH NRW, Beschluss vom 30. April 2019 – VerfGH 2/19.VB-2, NVwZ 2019, 

1511 = juris, Rn. 15). 

 

b) Soweit der Beschwerdeführer der Sache nach ein von der materiellen Rechts-

anwendung zu unterscheidendes verfassungswidriges Überspannen der Voraus-

setzungen für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (vgl. dazu VerfGH NRW, Be-

schluss vom 30. April 2019 – VerfGH 2/19.VB-2, NVwZ 2019, 1511 = juris, 

Rn. 21 ff.) geltend macht, genügt seine Verfassungsbeschwerde nicht den Be-

gründungsanforderungen des § 18 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1, § 53 Abs. 1 und § 55 

Abs. 4 VerfGHG. Es fehlt jedenfalls die erforderliche hinreichende Auseinanderset-

zung mit den jeweils für die Ablehnung der Prozesskostenhilfe maßgeblichen Er-

wägungen des Landgerichts und des Oberlandesgerichts (vgl. dazu VerfGH NRW, 

Beschluss vom 31. März 2020 – VerfGH 14/20.VB-1, juris, Rn. 6). 

 

Dasselbe gilt, soweit der Beschwerdeführer eine Verletzung seines Anspruchs auf 

rechtliches Gehör aus Art. 4 Abs. 1 LV i. V. m. Art. 103 Abs. 1 GG rügt. Hierfür hät-

te er sich jedenfalls mit den im Beschluss vom 2. März 2020 niedergelegten Erwä-

gungen des Oberlandesgerichts zur Zurückweisung der Anhörungsrüge auseinan-

dersetzen müssen. 
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Diesen Darlegungsanforderungen wird der Beschwerdeführer jeweils auch nicht 

dadurch gerecht, dass er mit Ausnahme des Beschlusses des Oberlandesgerichts 

vom 15. Juli 2019 die angegriffenen Entscheidungen und seine Rechtsbehelfs-

schriften vorlegt. Es ist nicht Aufgabe des Verfassungsgerichtshofs, aufgrund einer 

bloßen Erwähnung eines Grundrechts oder grundrechtsgleichen Rechts in der Ver-

fassungsbeschwerdeschrift in den dieser Schrift beigefügten Anlagen nach mögli-

chen Verletzungen dieses Rechts zu suchen (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 

31. März 2020 – VerfGH 14/20.VB-1, juris, Rn. 8). 

 

2. Seine Auslagen sind dem Beschwerdeführer nicht zu erstatten. § 63 Abs. 4         

VerfGHG sieht eine Auslagenerstattung nur für den hier nicht vorliegenden Fall 

eines Obsiegens des Beschwerdeführers vor. 

 

Dr. Brandts Prof. Dr. Dauner-Lieb Dr. Nedden-Boeger 

 


